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Im Dezember 2011 hat der Gemeinderat mit großer Mehrheit einem Konzept zugestimmt,

das die Stadtentwicklung Heidelbergs in den kommenden zehn Jahren im Rahmen einer

Internationalen Bauausstellung (IBA) voranzubringen sucht. Die Umsetzung der IBA, die

unter das Motto „Wissen-schafft-Stadt“ gestellt wurde, soll durch eine 2012 zu gründende

„IBA GmbH“ erfolgen. Die Stadt rechnet für das Startjahr 2012 mit einem Mittelbedarf von

500.000 Euro (Gründung der GmbH, Personal- und Bürokosten, Auftaktveranstaltungen);

der Mittelbedarf für die Folgejahre beträgt nach derzeitigen Berechnungen jährlich

zwischen 0,8 und 1,4 Millionen Euro, die Gesamtkosten belaufen sich demnach auf

deutlich über 10 Mio. Euro. Für die Finanzierung der IBA sucht die Stadt – neben Bund und

Land – auch private Unterstützer zu gewinnen.

Im September 2011 unterzeichneten Stadt und Universität ein Strategiepapier, in dem sich

beide Partner auf „Konzepte, Maßnahmen und Instrumente verständigen, die die

Leitstrategie ‚Wissen schafft Stadt’ mit Leben füllen und diese an Entscheidungsträger in

Politik, Gesellschaft und Wirtschaft sowie an eine breite Öffentlichkeit kommunizieren.“

Diese ungewöhnlich enge Kooperation zwischen Stadt und Universität findet auch im

Entwurf für die Satzung der „IBA GmbH“, veröffentlicht im „IBA Memorandum“, ihren

Niederschlag. So hält dieser etwa fest, dass „eine beispielhafte Zusammensetzung“ des

nicht-öffentlich tagenden Lenkungsausschusses der GmbH aus zwei Vertretern der Stadt

Heidelberg, einem Vertreter der Universität, einem Vertreter der Forschungseinrichtungen

und einem Vertreter aus dem Kulturbereich bestehen könne; eine Beteiligung des

Gemeinderats ist im „IBA Memorandum“ dagegen nicht vorgesehen.

Die KDK des SPD-Kreisverbandes Heidelberg möge beschließen:

Eine Internationale Bauausstellung ist eine Chance für Heidelberg. Die Bürgerinnen und

Bürger, ihre politischen Repräsentanten und die Einrichtungen in der Stadt, zu denen auch

die Universität gehört, können und sollen mit dem von ihnen gesammelten Wissen die

Entwicklung zu einer lebendigen, sozialen, solidarischen und zukunftsfähigen Stadt

vorantreiben. Die IBA kann durch die Einbindung von Stadtforschern, Städteplanern,

Architekten und Künstlern dieser Entwicklung zusätzliche Impulse geben.

Dazu kommt die einmalige Chance, dass nach dem Abzug der US-Streitkräfte in naher

Zukunft große, zu einem erheblichen Teil innenstadtnahe Flächen und Gebäude „frei“

werden. Die IBA kann und soll dazu beitragen, dass gerade hier in größerem Umfang

bezahlbarer und zugleich attraktiver Wohnraum – samt der notwendigen sozialen

Infrastruktur – entsteht. Darüber hinaus liegen hier auch Potenziale für den Raumbedarf

von Arbeitsstätten in bildungs- und wissenschaftsnahen Einrichtungen. Beide Teilbereiche

der Stadtentwicklung bedürfen der Planung. Voraussetzungen sind:

Konzentration der IBA auf die Konversionsflächen im Süden und Westen

 Heidelbergs

Erwerb wesentlicher Flächen durch die Stadt

Bereitstellung von Flächen und Gebäuden für bezahlbaren Wohnraum und

 Wohnprojekte

Planung der IBA ausschließlich durch die Stadt, d. h. durch Gemeinderat und

 Verwaltung

Besetzung des Lenkungsausschusses der IBA GmbH ausschließlich durch

 Vertreterinnen und Vertreter des Gemeinderats

Schaffung einer ausreichenden Zahl von qualifizierten Stellen in der Verwaltung

Verankerung der Bürgerbeteiligung auf allen Stufen der Planung, auch durch

Einbindung der Bezirksbeiräte

Beteiligung der Einrichtungen von Bildung und Wissenschaft (unter Einbeziehung

der Beschäftigten und der verfassten Studierendenschaft) durch dialogische

 Prozesse

Orientierung an verfügbaren städtischen und regionalen Plänen

„Wissen“ beinhaltet insbesondere ausreichende Kenntnisse und Informationen über die

bestehenden Probleme, Defizite, Potenziale und Chancen einer Stadt. Diese sind großteils

in den verschiedenen und vorliegenden Berichten (z. B. Sozialbericht) und Plänen (z. B.

Stadtentwicklungsplan) festgehalten. Ganz wesentlich dabei ist einerseits der Mangel an

bezahlbarem und familiengerechtem Wohnraum, die Gefahr einer sozialen Segregation

von Stadteilen und Quartieren einerseits und eine wenig regulierte Dynamik des

Wachstums wissenschaftlicher und wissenschaftsnaher Einrichtungen andererseits.

Zumindest diese beiden Aspekte der beschriebenen Stadtentwicklung in der jüngsten

Vergangenheit bieten hinreichend Ansätze für die IBA: durch geeignete planerische

Maßnahmen kann sie einen wichtigen Beitrag zur Problemlösung leisten.

